
Bundessozialgericht

&iéiiéßß■ßtllé2

Verkündet am
290 April l971 U r t e i l

in dem Rechtsstreit

Kläger und Revisionsbeklegte9

Prozeßbevollmäéhtigte; n ° ° 0 „ „ „ „ „ o „ o

g e g e n

Beklagte und Revisionekl'a'gerin°

Der 5„ Senat des Bundessozialgerichte hat auf die

mündliche Verhandlung vom 29. April 1971 durch

„Senatspräsident Dr„ D a p p r i c n
— Vorsitzender „?

Bundesrichter S c h r 6 d e r ,
Bundesrichter R a u s c h e r ,
Bundessozialrichter S c h l e g e l und

Bundessozialrichter G r a e f

für Recht erkannt;

Die Revision der Beklagten gegen das Urteil des

Landessozialgerichts NordrheinwWestfalen vom 16„

Januar 1969 wird zurückgewiesen°

Die Beklagte hat den Klägern auch die außergericht—

lichen Kosten des Revisionsverfahrens zu erstattena
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Die Kläger haben als Rechtsnachfolger des am 250 Mai 1896

geborenen und am 200 Oktober 1969 verstorbenen Hugo BIIKH

h2111: (Versicherter) das von diesem eingeleitete Verfahe

ren aufgenommen, Der Verstorbene war Witwer und lebte

zuletzt mit den Klägern„ seinen Söhnen, in häuslicher

Gemeinschaft°

Unter den Beteiligten ist nur noch streitig9 ob bei der

Umstellung der Rente des Versicherten (Gesamtleistung aus

Anteilen der Knappschaft- und der Angestel‘tenversicherung)

auf das ab 1„ Januar 1957 gültige Recht die Zeiten vom

1„ März 1951 bis zum 225 September 1955 und vom 50 November

7937 bis zum 159 Juni 1958? die zuletzt genannte Zeit vom
Ablauf der sechsten Woche an, als Ausfallzeiten zu berücku

l..
'.

s chtigen sind„

Mit Bescheid vom 153 Dezember 1958 stellte die Beklagte
die Rente des Versicherten auf das ab 1„ Januar 1957

Igeltende Recht uma Im Widerspruchsverfahren wurden zu—

sätzliche Ausfallzeiten anerkannt, nicht jedoch die noch

streitigen Zeiten„ Gegen den Widerspruchsbescheid vom

14„ September 1959 erhob der Versicherte Klage vor dem

Sozialgericht (SG) Gelsenkirchenf Das SG hat die Beklagte
mit Urteil vom 140 Januar 1965 verurteilt? bei der Feste

stellung der umgestellten Rente uoa° auch die noch streiw

tigen Zeiten als Ausfallzeiten
zu berücksichtigeno Die

dagegen von der Beklagten eingelegte Berufung hat das

Landessczialgeri©ht (LSG) Nordrhein=Westfalen mit Urteil

vom 160 Januar 1969 zurückgewieseng Das LSG vertritt die

Ansicht, während dieser Zeiten sei eine versicherungspflich—

tige Beschäftigung des Versicherten durch Arbeitslosigkeit

unterbrochen gewesen„ Der Versicherte habe zwar während

@ 3 l
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dieser Zeiten keine Leistungen vom Arbeitsamt oder aus der

öffentlichen Fürsorge erhalten‚ weil ihm diesdnicht zugee

standen hätteno Er habe wegen seines Kriegsschadens Zusatzw

rente und zeitweise auch Ruhegeld (von August 1932 bis ein—

schließlich August 1933) erhalten„ Außerdem habe er Ein—

kommen durch Mieteinnahmen gehabt° Das LSG sieht seine An—

gabe, er habe während der streitigen Zeiten auch oft „ etwa

in Abständen von vier Wochen e beim Arbeitsamt wegen der

Vermittlung einer Beschäftigung vorgesprochené als glaubwürw

dig an° Eis Februar 1931 sei der Bezug einer Krisenunter«

stützung nachgewiesen, daraus sei auf eine Arbeitslosenmel—

dung zu schließen; Wenn auch nach dem Gesetz über die Be—

sch ftigung Schwerbeschädigter in der Fassung vom 123 Januar

79z3 die gesamte Fürsorge für Schwerbeschädigte einschließlich

der Arbeitsvermittlung und Berufsberatung den Hauptfürsorgee

stellen und Fürsorgestellen für Kriegsbeschädigte oblegen habe,

so seien doch die Arbeitsämter verpflichtet gewesen9 die

Durchführung der Vorschriften über die Beschäftigung Schwerbew

schüdigter zu unterstützen? so daß Versprechen von Schwerbew

schüdigten beim Arbeitsamt nicht zwecklos gewesen seien„ Das

Erfordernis der Meldung beim Arbeitsamt müsse im Falle des Ver—

sicherten nach anderen Maßstäben als bei sonstigen Arbeitsu—

chenden beurteilt werden‚ weil dieser damals keine Leistung

vom Arbeitsamt und als Schwerbeschädigter die Vermittlung

eines Arbeitsplatzes durch das Arbeitsamt nur ausnahmsweise

zu erwarten gehabt habeo Für seine Betreuung einschließlich

der Arbeitsvermittlung und der Berufsberatung sei in erster

Linie die Fürsorgestelle für Kriegsbeschädigte zuständig ge—
wesenn Da er von dieser die Zusatzrente gemäß 59 88 ff°
Reichsversorgungsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom
220 Dezember 1927 erhalten habe, sei eine Überwachung gewähr—

leistet gewesen‚ die etwa der Meldung beim Arbeitsamt entspro—

chen habeo Die Zusatzrente sei immer an die Verpflichtung ge—
bunden gewesen, geeignete Arbeiten zu übernehmen und jede Ver—

änderung in den Voraussetzungen für die Gewährung der Zusatz—

rente der zuständigen Fürsorgestelle unverzüglich anzuzeigeno

...
/|‚
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Bei dieser Sachlage könne man den Nachweis einer periodiw

schen Meldung beim Arbeitsamt in dem sonst üblichen Umfangs

nicht fordern„ Die Vorschriften über Sohwerbeschädigte

hätten gerade den Sinn gehabt9 diesem Personenkreis wegen

seiner Behinderungen—Erleichterungen und besondere Hilfen

zu schaffen„ Die Absicht des Gesetzgebers wäre aber ins

Gegenteil verkehr worden‚ wenn man vom Versicherten neben

dem Gang zur Eürsorgestelle die regelmäßige Meldung in

kurzen Zeitabständen beim Arbeitsamt verlangt hätte; Dann

wären nämlich einem Schwerbeschädigten größere Belastungen

auferlegt worden als Arbeitslosen, die nicht schwerbe—

schädigt gewesen seien„ Wenn man einen Personenkreis wie

die Schwerbeschädigten praktisch aus der Arbeitsvermittw

lung durch das Arbeitsamt ausklammere, dann müsse man die—

sem Umstand bei der Anwendung des @ 57 Nr» 3 Reichsknappm

schaftsgesetz (EKG) gebührend Rechnung tragen und dürfe

die Meldung bei der Fürsorgestelle nicht unberücksichtigt

lassen; Bei dem in der Zeit vom l„ August 1952 bis zum 570

August 7935 bezogenen Ru■%eldp das feststellbar ab ?„April

1955 nur 18920 RM betragen habe, habe es sich offenbar le—

diglich um das Ruhegeld aus der AngestelltenePensionskasse

der Reichsknappschaft gem; @ 57 EKG i‚d„Fa vom io Juli ?926

gehandelt, so daß davon ausgegangen werden müsse‚ daß der

Versicherte damals trotz des zur nentengewährung führenden

Zwölffingerdarmgeschwürä in der Lage gewesen wäre? einer

Erw rbstätigkeit nachzugeheno Insoweit habe auch die Be—

klagte keine Einwendungen gegen das erstinstanzliche

Urteil erhoben„ Gegen das Urteil hat das LSG die Revision

zugelassen? Sie ist der Ansicht9 daß das Erfordernis

"Meldung des Arbeitslosen bei einem deutschen Arbeitsamt"
‚bei einem Schwerbeschädigten nicht auch dann als erfüllt

anzusehen-ist, wenn dieser sich zwecks Erlangung einer

Arbeitsstelle bei der örtlichen Fürsorgéstelle für Kriegs—

beschädigte und nicht beim Arbeitsamt gemeldet haben Für

die Anerkennung einer Ausfallzeit nach @ 57 Nro 3 EKG

seien regelmäßige Meldungen beim Arbeitsamt unabdingbare
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Voraussetzungeno Soweit das LSG davon ausgehe‘} der Ver—'

sicherte habe sich beim Arbeitsamt gemeldet? habe es die

Grenzen des Rechts der freien Beweiswürdigung überschritten,

denn dieser habe zwar vor dem LSG erklärt‚ er habe in der

streitigen Zeit auch beim Arbeitsamt wegen einer Arbeit vor—

gesprochen, vor dem SG habe er jedoch ausgesagty er habe sich

nach Bewilligung seiner Zusatzrente nicht mehr beim Arbeits—

amt zu melden brauchen„ Es sei auch wahrscheinlicher‚ daß

er nicht mehr den Meldekontrollen beim Arbeitsamt nachgew

komncn sei? weil für die Betreuung einschließlich der Ar—

’tsvermittlung und der Berufsberatung im Falle des Versi—i

chcrten in erster Linie die Fürsorgestelle für Kri6g5beschä—

C
.,

}. (T
:? (
-

+3 zuständig gewesen sei; Nach dem Gesamtergebnis des

'erfchre s ergebe sich insoweit eine fehlerhafte Beweiswür—V

digung‚ die mit den Denkgesetzen unvereinbar sei°

Die Beklagte beantragt?

das Urteil des Landessozialgerichts Wordrheinw

Westfalen vom 76« Januar 1969 sowie das Urteil

des Sozialgerichts Gelsenkirchen vom 14„ Januar

1965 abzuändern? soweit sie verurteilt worden ist,

die Zeiten vom 19 März 1931 bis zum 22„ September

1955 und vom 55 November 1937 bis zum 150 Juni 1938

_ letztere vom Ablauf der 6; Woche an @ als Ausfall—

zeit nach 3% 57 Nr„ 3 RKG‚ 1259 Absc 1 Nr„ 3 RVG an—
zusetzen und die Klage insoweit abzuweisen„

Die Kläger beantragen‚

die Revision zurückzuweisen„

Sie tragen vor, das LSG habe nicht entschieden‚ daß die

Meldung des Schwerbeschädigten bei den Fürsorgestellen der

in © 57 Nro } EKG und in 5 1259 Abs° 1 Nr„ 3 BVG geforderten
Meldung beim Arbeitsamt gleiehzustellen sei; Das LSG habe

vielmehr nur ausgdührt‚ daß die vom Versicherten geltend gew

-—6—
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machten Ausfallzsiten nicht daran scheitern dür■en9 daß

es an einer "periodischen" Meldung beim Arbeitsamt fehlen

Unter den vorliegenden Umständen und den vom LSG getrofe

fenen tatsächlichen Feststellungen könne nicht begründet

bestritten werden‚ daß sich der Versicherte in der strei«

tigen Zeit wiederholt beim Arbeitsamt gemeldet habe°

II

Die Revision der Beklagten ist nicht begründet°

Nach % 57 Nr„ 5 RKG (= @ 1259 Abs„ 1 Nro 3 EVO) in der

für vor dem 1„ Juli 1965 eingetretene Versicherungsfälle

gültig gewesenen Fassung, sind Zeiten, in denen eine versi—
cherungs pfliohtige Besehlftigung oder Tätigkeit durch eine

‚_
_! anrer als sechs ‘Nochen andauernde Aroeitslosigkeit unterbro»

h

ze

U
\

n words n sind? vom Ablauf der sechsten Woche an Ausfallm0 e
item, wenn de r bei einem deutschen Arbeitsamt als Arbeitw

su chender gemeldete Arbeitslose versicherunesmaßige

Arbeitslosengeld oder Arbeitslosenhilie oder Unterstützung

mu der öffentlichen Fürsorge oder Familienunterstützung

bezogen hat oder eine dieser Leistungen wegen Zusammentrei-

fens mit anderen Bezügecn‚ wegen eines Einkommens oder wegen

Berrücksichtigu■g von Vermögen nicht gewährt worden ist°

Die Vorschriften setzen voraus? daß der Versicherte während

der in Betracht kommenden Zeiten arbeitslos9 arbeitsfähig

und arbeitswillig gewesen ist (vglo @ 87 Abs„ 1 Nrn 1 des

Gesetzes über Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversi—

chez ung « AVAVG _ in der damals gültig gewesenen Fassung)a

Diese Voraussetzungen sind nach den Ausführungen des Lan—

dessozialgerichts erfüllt° Weiter hat das LSG festgestellt,

daß durch diese Zeiten jeweils versicherungspfliohtige Be—

sohäftigungsverhältnisse unterbrochen worden sindo Da das

Vorliegen von Arbeitslosigkeit, Arbeitswilligkeit und

Arbeitsfähigkeit für weiter zurückliegende Zeiten schwer
naehprüfbar ist, hat der Gesetzgeber als weitere Voraus—
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setzung für die Anerkennung einer solchen Ausfallzeit ge—

fordert, daß der Versicherte bei einem deutschen Arbeitsamt

als Arbeitsuchender gemeldet war und vom Arbeitsamt oder

aus der öffentlichen Fürsorge Leistungen bezogen oder eine

dieser Leistungen wegen Zusammentreffens mit anderen Bee

zügen‚ wegen eines Einkommens oder wegen Berücksichtigung

von Vermögen nicht erhalten hatn Das LSG geht davon aus,

daß der Kläger während der streitigen Zeiten Leistungen vom

Arbeitsamt und der öffentlichen Fürsorge nur deshalb nicht

erhalten hat? weil er eine Kriegsbeschädigtenrente mit Zu—

satzrente erhalten und zusätzliches Einkommen durch Mieteinu

n gehabt hat„ Insoweit werden auch von der Revision

keine Rügen erhoben, der Rechtsstreit wird vielmehr allein

zur ilärung der Frage geführt, ob die gesetzliche Vorausw

”LQHg ”Meldung bei einem deutschen Arbeitsamt als Arbeit—L

suchcnder ” erfüllt isto

Das LSG hat als erwiesen angesehen‚ daß der Versicherte vom
1« März 1931 bis zum 220 September 1935 und vom Dezember

1957 bis zum 15« Juni 1938 als Arbeitsuchender beim Arbeits—

amt gemeldet gewesen ist und daß er dort in Abständen von

etwa vier Wochen wegen einer Beschäftigung vorgesprochen habe„

Die hérgegen von der Beklagten geltend gemachten Verfahrens»

rügen greifen nicht durch; Es ist nicht richtig, daß die vom

Versicherten hierzu gemachten Angaben widerspruchsvoll sind;

Im Termin zur mündlichen Verhandlung vor dem SG am 25‚ Oktober

1962 hat er angegeben‚ er habe sich während der streitigen
'

Zeiten immer wieder beim Arbeitsamt gemeldet‚ Das steht nicht

im Widerspruch zu seiner am 33 Juni 1964 vor dem SG gemachten

Aussage, daß er sich ab März 1951 nicht mehr habe beim Arbeitsm

amt zu melden "brauchen"; wer sich nicht mehr zu melden "braucht",

weil er keine Leistungen vom Arbeitsamt erhält9 kann sich

doch als Arbeitsuchender melden, um einen Arbeitsplatz zu
finden„ Im Termin zur mündlichen Verhandlung vor dem LSG

am 19„ Dezember 1968 hat der Versicherte erneut erklärt? er

habe bis September 1935 und von November 1937 ab auch im
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Jahre 1938 oft wegen einer Arbeit beim Arbeitsamt vorge»

sprochenp Auch die Angabe des Versicherten‚ er habe sich

in Abständen von etwa vier Wochen immer wieder beim Ar—

beitsamt als Arbeitsuchender gemeldet9 konnte das LSG

ohne Verstoß gegen die Verfahrensvorschriften als glaube

haft ansehen° Somit kann in der Feststellung des LSG‚

der Versicherte sei auch noch in der Zeit nach Februar

1931 bis zum 22„ Februar 1935 beim Arbeitsamt als arbeite

suchender Arbeitslosergemeldet gewesen, kein Verstoß geu

gen das Recht der freien Beweiswürdigung oder gegen Denkw

gesetze gesehen werden„ Soweit das LSG festgestellt hat9

der Versicherte habe sich in der Zeit vom 5„ November 1937

bis zum 15„ Juni 1938 beim Arbeitsamt als üTbeitsuchender

äcmeldet‚ liegt ebenfalls kein Verfahrensfehler vor„ Das

LSG konnte die Angaben des Klägers9 er habe von November

1957 bis Juni 1938 in Abständen von etwa vier Wöchen beim

Arbeitsamt wegen einer Beschäftigung vorgesprocheny als

glaubhaft ansehenq Da die Feststellung des LSG; der Kläger

sei in den streitigen Zeiten beim Arbeitsamt als Arbeit—

suchender gemeldet gewesen‚ keine Verfahrensfehler erkennen

läßt? ist das Revisionsgericht an diese tatsächlichen

Feststellungen im Berufungsurteil gebunden„

Die Häufigkeit dieser Meldungen des Versicherten beim

Arbeitsamt als Arbeitsuchender muß als ausreichend im Sinne

des 5 57 Nr„ 3 EKG (= € 1259 Abs„ 1 Nro 3 EVO) angesehen

werdenn @ 57 Nr„ 3 RKG (= @ 1259 Abs° 1 Nr„ 3 EVO) fordert?

daß sich der arbeitslose Versicherte bei einem deutschen

Arbeitsamt als Ürbeitsuchender gemeldet, nicht aber daß

er sich regelmäßigen Kontrollen durch das Arbeitsamt unter—

zogen hat° Es ist also nicht erforderlich‚ daß sich der

Arbeitslose regelmäßig bei dem Arbeitsamt meldet‚ um Arbeit

zu erlangen, wie es 5 173 Abs„ 1 AVAVG in der damals gültig

gewesenen Fassung für die Empfänger von Leistungen aus der

Arbeitslosenversicherung vorschrieb° Gerade weil dies nur

für Empfänger von Leistungen aus der Arbeitslosenversiche—
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_9.„

rung vorgeschrieben war‚ eine Ausfallzeit aber unter be—

stimmten Voraussetzungen auch anzuerkennen ist? wenn keine

Leistungen aus der Arbeitslosenversicherung gezahlt worden

sind, kann die nach @ 173 Abso 1 AVAVG erforderlich gewesene
regelmäßige Meldung beim Arveitsamt für eine Anerkennung als

arbeitsuchend gemeldeter Arbeitsloser i„S° des © 57 Nrp 5 EKG

nicht gefordert werdeno Diese Vorschrift hat lediglich den

Zweck sicherzustellen„ daß nur denjenigen eine Zeit der Are

beitslosigkeit als Ausfallzeit anerkannt wird? die durch die

Heldung beim Arbeitsamt mit genügender Sicherheit nachweisen;

daß sie ernstlich bestrebt waren9 einen Arbeitsplatz zu fin—

den, daß sie mit anderen Torten arbeitswillig waren. Aus der

Vorschrift selbst ergibt sich nicht, wie oft eine Meldung

beim Arbeitsamt erfolgen muß? um diese Voraussetzung als erw

füllt anzuseheno Der Senat ist allerdings der Auffassung, daß
.‚eine einmalige Meldung nicnt für einen längeren Zeitraum als

ausreichend angesehen werden kann? sondern daß der Versicher—

te bei längerer Dauer der Arbeitslosigkeit sich öfter melden

muß„ Es bedurfte im vorliegenden Fall keiner Entscheidung,

wie oft solche Meldungen verlangt werden müssen„ Der Senat

ist nämlich der Auffassung, daß jedenfalls eine etwa alle

vier Wochen erfolgte Meldung, wie es im vorliegenden Fall gew

schehen ist, als ausreichend angesehen werden muß„

Für die Entscheidung des Rechtsstreits konnte es, da die Vor—

aussetzung der Meldung beim Arbeitsamt schon nach diesen alle

gemeinen, für alle Versicherten geltenden Grundsätzen als

erfüllt angesehen werden muß‚ dahingestellt bleiben‚ ob für
\

Sehverbeschädigte, die von der Hauptfürsorgestelle betreut

werden, in dieser Hinsicht etwas für den Versicherten Günstim

geres angenommen werden kann° '
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